Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Entwicklungszusammenarbeit mit Vietnam 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert: 

1. Die staatliche Entwicklungszusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Repubhk 
Vietnam ist im Sinne einer grundbedürfnisorientierten, men- 
schenwürdigen Entwicklung umgehend wiederaufzunehmen 
und die bis Ende 1987 erfolgten Zusagen in der bilateralen 
Finanziellen und Technischen Zusammenarbeit sind zu er- 
neuern. 

2. Nach Anerkennung der gesamten Altschulden Vietnams durch 
die gegenwärtige vietnamesische Regierung sind diese nach 
Prüfung zu erlassen. 

3. Hermes- Bürgschaften für Vietnam für entwicklungspolitisch 
wichtige private Investitionen sind zu gewähren. 

4. Die Bundesregierung wird darüber hinaus auf gefordert, 
Kooperationsprojekte deutscher nicht- staatlicher Träger- 
organisationen, die Qualifizierung von vietnamesischem Perso- 
nal für die fachhche Stützung der Reformbestrebungen, insbe- 
sondere Projekte der Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe, der 
ländhchen Entwicklung und Emährungssicherung sowie die 
informelle Produktion in Handel, Handwerk und Gewerbe zu 
fördern. 

Bonn, den 15. März 1990 

Dr* Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Am 6. Dezember 1986 wurde mit dem Parteikongreß der KPV in 
Vietnam ein innenpolitischer Reformprozeß eingeleitet, der 
gerichtet ist auf die Liberalisierung des politischen, des wirtschaft- 
lichen und des Rechtssystems. Von ihm werden positive Folgen 
für die soziale Lage der unter Armutsbedingungen lebenden Be- 
völkerung erwartet. Es besteht die Hoffnung, daß Vietnam sich für 
die Verwirklichung der bürgerlichen und politischen wie der wirt- 
schaftlichen und sozialen Menschenrechte einsetzt, Ansätze für 
eine Verbesserung der menschenrechtlichen Situation in Vietnam 
sind vorhanden. 

Im Verlauf der Jahre 1987/1988 hat die vietnamesische Führung 
eine wirtschaftliche Reform- und Entspannungspolitik eingeleitet. 
Sie bemüht sich um eine Öffnung zum Westen, und es besteht 
Interesse an der Verbesserung der Beziehungen zur Europäischen 
Gemeinschaft und zur Bundesrepublik Deutschland. 

Die Regierung Vietnams hat ihren Willen zur Entspannungs- 
politik, ihre Kooperationsbereitschaft, insbesondere mit den Staa- 
ten der Region, und ihre Absicht, sich aus militärischen Verstrik- 
kungen zu befreien, bekundet. Obwohl bisher keine politische 
Lösung des Kambodscha-Konflikts gefunden wurde und mit einer 
Rückkehr der Roten Khmer in Kambodscha zu rechnen war, hat 
sie ihr Versprechen eingehalten und ihre Truppen am 30. Septem- 
ber 1989 abgezogen. Diese für die Wiederaufnahme der Entwick- 
lungszusammenarbeit wohl wichtigste Voraussetzung ist damit 
geschaffen worden. Für die Erfüllung der anderen Bedingungen, 
wie z. B. die Anerkennung der Berlin-Klausel und der Altschul- 
den, hat die Bundesregierung selbst die Zuversicht bekundet, daß 
darüber ein Einvernehmen zwischen beiden Seiten erzielt werden 
könne. 
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